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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Le Conseil national a adopté respectivement par 151 voix contre 1 et à l’unanimité une
motion Steiert (ps, FR) et une motion Wehrli (pdc, SZ) (Mo. 09.3510) demandant au
Conseil fédéral d’élaborer en collaboration avec les cantons et les acteurs concernés
les principes d’une stratégie concernant les pathologies de la démence et les bases
nécessaires pour suivre et observer dans la durée les coûts supportés par les individus
et par les collectivités. L’objectif est de déterminer un mode de prise en charge et de
traitement optimal pour les personnes concernées et la société qui ne réponde pas
seulement à des considérations microéconomiques. Les motionnaires estiment que le
rapport vieillesse du gouvernement n’examine que marginalement la question de
l’étendue et des conséquences de la démence, or ils considèrent que la dispersion de
la responsabilité entraîne l’administration de traitements inadéquats et renforce un
risque important d’augmentation des coûts. 1

MOTION
DATUM: 12.04.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Zwei bereits im Vorjahr vom Nationalrat angenommene Motionen Steiert (sp, FR) und
Wehrli (cvp, SZ) ( Mo. 09.3510) über die Steuerbarkeit der Demenzpolitik wurden im
März des Berichtsjahres auch vom Ständerat deutlich gutgeheissen und damit an den
Bundesrat überwiesen, der sich gegen die Anliegen ausgesprochen hatte. Die Motionäre
verlangen einerseits die Entwicklung einer Strategie zum dauerhaften Monitoring der
durch die Demenzpathologien verursachten Kosten und andererseits die Festlegung
von Handlungsprioritäten im Bereich der Ursachenforschung, der Prävention und der
Entwicklung von Behandlungsmethoden, der Förderung von Frühdiagnosen, der
Unterstützung von Pflegenden sowie der Planung und Bereitstellung der notwendigen
Infrastrukturen. 2

MOTION
DATUM: 12.03.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ein Postulat Kessler (glp, SG) beauftragt den Bundesrat, einen Bericht über
Patientenrechte zu verfassen. Dabei soll dargelegt werden, welche Instrumente
Transparenz über die Patientenrechte herstellen, und wie diese Rechte von
Patientenorganisationen zur Geltendmachung schutzwürdiger öffentlicher Interessen
eingeführt werden können. Grundsätzlich geht es darum, die Unübersichtlichkeit
verschiedener Patientenrechte zu beheben und damit auch den
Patientenorganisationen bessere Grundlagen für ihre Tätigkeit zu schaffen.
Patientenorganisationen sehen sich konfrontiert mit Meldungen über systematische
Gefährdungen und Schädigungen im Rahmen von medizinischen Behandlungen. Analog
zu anderen Bereichen, wie beispielsweise dem Arbeitsrecht, seien deswegen auch hier
die schwächeren Vertragsparteien, die Patienten, zu schützen. Die Bedenken wurden
vom Bundesrat geteilt. Die Lösung sei allerdings nicht einfach umsetzbar, da der Bund
lediglich in jenen Bereichen des Gesundheitsrechts die Patientenrechte normieren
kann, in denen er gestützt auf eine Verfassungsnorm zur Regelung befugt ist (z. B.
Transplantationsmedizin, Fortpflanzungsmedizin, Epidemien). Zudem seien die
Probleme in Ansätzen handhabbar, wie der Bundesrat in seiner Antwort aufzeigte.
Insbesondere in den per Anfang 2013 in Kraft tretenden Regeln des neuen Kindes- und
Erwachsenenschutzrechts im ZGB werden zwei neue Instrumente zur Förderung des
Selbstbestimmungsrechts von Patientinnen und Patienten (Vorsorgeauftrag und
Patientenverfügung) zur Verfügung stehen. Trotz der eingeschränkten
Gesetzgebungskompetenz des Bundes im Bereich der Patientenrechte beantragte der
Bundesrat die Annahme des Postulats: Ein Bericht mit einer vertieften Darstellung der
Patientenrechte könne allfällige Lücken in der Gesetzgebung von Bund und Kantonen
aufdecken und die Handlungsspielräume aufzeigen. Ein identisches Postulat wurde von
Nationalrätin Gilli (gp, SG) und ein ähnliches von Nationalrat Steiert (sp, FR) eingereicht.
Alle drei Anliegen wurden im Rat angenommen. 3

POSTULAT
DATUM: 15.06.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Eine parlamentarische Initiative Steiert (cvp, FR) wurde 2014 nach einer längeren
Vorgeschichte doch noch im Nationalrat behandelt. Mitte 2012 hatte der Initiant
gefordert, Pauschalentschädigungen für die Hilfe und Pflege zu Hause von den
Steuern zu befreien. Entsprechend seien das Bundesgesetz über die direkte
Bundessteuer (DBG) und das Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten
Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) anzupassen. Pflegebedürftigen werde
durch eine Betreuung im gewohnten Umfeld viel Lebensqualität erhalten und der Wert
dieser Pflegeleistungen solle von der Gesellschaft gewürdigt werden. Pflegenden sei es
zu verdanken, dass der Eintritt ihrer Angehörigen in ein Alters- oder Pflegeheim oder in
eine Spezialinstitution so lange wie möglich hinausgezögert werden kann, wodurch die
Gemeinschaft substanzielle Kosten einsparen könne. Die – symbolischen –
Entschädigungen sollten im Sinne einer Anerkennung steuerfrei werden, so die
Begründung. In der nationalrätlichen WAK hatte das Ansinnen zunächst Gehör gefunden
und es war Folge gegeben worden, allerdings nur mit Stichentscheid des Präsidenten.
Anders hatte die Schwesterkommission entschieden, welche der Initiative ihre
Zustimmung versagt hatte. In der folgenden Wiedererwägung im Vorfeld der
parlamentarischen Debatte schwenkte die Kommission des Nationalrates um und
beantragte dem Plenum, diesmal mit 13 zu 12 Stimmen, die Ablehnung der Initiative. Als
Argumente dienten jene der WAK-SR: Zum einen würden von den Abzügen mehrheitlich
Besserverdienende profitieren, zum anderen wurde bezweifelt, ob die Abzüge
tatsächlich dazu führen würden, dass Angehörige vermehrt Pflegeleistungen zu Hause
übernehmen würden. Im Plenum stellte der Initiant sein Anliegen nochmals vor, wobei
es ihm gelang, seine Kolleginnen und Kollegen zu überzeugen. 112 folgten ihm, 59
lehnten den Vorstoss ab. Damit wird es 2015 am Ständerat liegen, definitiv über das
Geschäft zu entscheiden. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

In der weiteren Differenzbereinigung zum Bundesgesetz über das elektronische
Patientendossier zeigte sich die SGK des Nationalrats geteilter Meinung. Betreffend
Datenbearbeitung wollte sie eine Regelung fassen, die früher im Raum stand und im
Ständerat nur knapp scheiterte. Das Plenum folgte dem Antrag mit 155 zu 27 Stimmen
und hielt hierzu die Differenz zur Ständekammer aufrecht, den Datenzugriff im
Bundesgesetz zu regulieren und nicht der kantonalen Gesetzgebung zu übertragen.
Betreffend einer obligatorischen Einführung der E-Dossiers ersuchte die SGK das
Ratsplenum, einzulenken und auf ein Obligatorium zu verzichten (sprich dem Ständerat
zu folgen). Gegen letztere Meinung regte sich aber Widerstand in Form zweier
Minderheitsanträge. Ein Antrag de Courten (svp, BL) sah den Sinn und Zweck des
Bundesgesetzes nur dann erfüllt, wenn die E-Dossiers mit einer Übergangsfrist von 10
Jahren flächendeckend eingeführt werden. Eine Minderheit II Steiert (sp, FR) wollte
eine pragmatische Lösung eines Zwischenwegs vorschlagen. Demnach soll zwar ein
Obligatorium statuiert werden, jedoch ohne Frist für Ärztinnen und Ärzte. Dieser
Kompromiss fand jedoch keinen Zuspruch. In der zweiten Abstimmung, nun stand der
Minderheitsantrag de Courten dem Mehrheitsantrag der SGK gegenüber, siegte das
Obligatorium (de Courten) mit 115 zu 67 Stimmen recht deutlich. „Ganz oder gar nicht”,
schien also die Devise im Nationalrat zu sein. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Es schien, als bewährte sich die Hartnäckigkeit des Nationalrats. Im Bundesgesetz über
das elektronische Patientendossier machte die SGK-SR entscheidende Schritte auf die
Volksvertreter zu. Ihr Vorschlag sah vor, dass nun ein Obligatorium unterstützt wird,
jedoch mit recht engen Fristen. Für den stationären Bereich sollen E-Dossiers in
Spitälern innert drei Jahren Usus werden, für andere Institutionen (Heime etc.) soll eine
Umsetzung innert fünf Jahren gelten und für den ambulanten Bereich soll keine Frist
gesetzt werden. Damit wurde der in der letzten Etappe im Nationalrat unterlegene
Antrag Steierts (sp, FR) im Ständerat wieder ins Spiel gebracht.
Das Plenum folgte seiner einstimmigen Kommission. Sowohl Kommissionspräsidentin
Maury Pasquier (sp, GE) als auch Bruderer Wyss (sp, AG) wollten mit diesem Vorschlag
Türen öffnen für eine speditive Beschlussfassung, jedoch durchaus auch einigen Druck
auf den Nationalrat ausüben: Wenn schon ein Obligatorium für stationäre
Einrichtungen eingeführt werden soll, dann innert kurzer Fristen, damit ein wirklich
griffiges Gesetz erlassen werden kann. Im Gegenzug wurde von der Volkskammer
erwartet, dass sie das Obligatorium für den ambulanten Bereich fallen lasse. Im
Ständerat war man der Ansicht, dass dieser Bereich ohnehin folgen werde und überdies
eine Fristensetzung für die Ambulatorien die Umsetzung der neuen Norm gefährde.
Im Gegenzug lenkte der Ständerat in der Frage um die Kompetenzregelung zur
Datenbearbeitung ein. Hier sollte die Gesetzgebung also den Kantonen überlassen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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werden. 6

Während der Sommersession 2016 befasste sich der Nationalrat mit einer
parlamentarischen Initiative Carobbio Guscetti (sp, TI), welche eine landesweite
Bewilligungspflicht für besonders kostspielige medizin-technische Geräte zum Inhalt
hatte. Die Initiantin begründete ihr Anliegen damit, dass ein Überangebot
entsprechender Geräte zu einer erhöhten Nachfrage nach diagnostischen Tests und in
der Folge auch zu höheren Gesundheitskosten führe. In Kantonen wie dem Tessin,
Neuenburg oder Jura existierten bereits vergleichbare Regelungen. Während Carobbio
Guscetti von ihrem Parteikollegen und SGK-SR-Minderheitensprecher Pierre-Alain
Fridez (sp, JU) Rückendeckung erhielt, empfahl Thomas de Courten (svp, BL) im Namen
der Kommissionsmehrheit, der Initiative keine Folge zu geben. Dabei argumentierte er
mit der bestehenden Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen, in welche
eingegriffen würde. Stattdessen erachte die Kommission Massnahmen zur
Wettbewerbsstärkung im Gesundheitswesen als angezeigt. Mit 137 zu 52 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gab der Nationalrat dem Geschäft keine Folge. Die Fraktionen der SP und
der Grünen stimmten zusammen mit einer Person aus der SVP geschlossen für
Folgegeben. Die restlichen Fraktionen lehnten die Initiative ab. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
JOËLLE SCHNEUWLY

Das Bundesgesetz über den Schutz vor Gefährdungen durch nichtionisierende
Strahlung und Schall (NISSG) hatte im Nationalrat etwas mehr Gegenwind als im
Ständerat. Zwar beantragte die SGK mehrheitlich, auf die Vorlage einzutreten, eine
Minderheit de Courten (svp, BL) wollte dies jedoch nicht und stemmte sich mit zwei
Anträgen (Nichteintreten und Rückweisung) gegen die Vorlage. Falls auf das Gesetz
eingetreten würde, sollte es zurückgewiesen werden mit dem Auftrag an den Bundesrat,
lediglich bezüglich Laserpointern eine neue Regelung auszuarbeiten. Die
Kommissionsmehrheit war indes der Meinung, dass das neue Gesetz angesichts der
technologischen Entwicklungen gerechtfertigt sei, wie es Sprecherin Carobbio Guscetti
(sp, TI) und Sprecher Hess (bdp, BE) ausführten. Diese beiden Anträge setzten den
Rahmen für die Eintretensdebatte. SP, CVP, GLP und Grüne waren für Eintreten. Diese
Parteien orteten einen Regulierungsbedarf und wollten den Weg über ein neues Gesetz
gehen, besonders im Sinne des Schutzes der Gesundheit. Die FDP äusserte sich
kritischer. Das Gesetz wurde als nicht nötig erachtet. Stattdessen sollten gesunder
Menschenverstand und Eigenverantwortung gefördert werden, so Fraktionssprecherin
Sauter (fdp, ZH). Überhaupt wehre sich die Fraktion gegen übermässige und in diesem
Fall „unverhältnismässige” Regulierungen. Eintreten war indes in der FDP-Liberalen
Fraktion nicht bestritten, jedoch werde sie sich für eine Entschlackung des Gesetzes
einsetzen. 
In der Eintretensabstimmung obsiegten die Anträge der Mehrheit. Der
Nichteintretensantrag unterlag mit 107 zu 77 Stimmen. Die Rückweisung an den
Bundesrat wurde mit 106 zu 77 ebenfalls verworfen (eine Enthaltung). Mit der
Kommissionsminderheit unterlag auch die SVP-Fraktion, die in beiden Fragen das
Minderheitsanliegen unterstützte.

Die Detailberatung war in der Folge geprägt von Minderheitsanträgen. Fast jeder der 15
Gesetzesartikel wurde angefochten. Die Debatte erstreckte sich also über längere Zeit
und zahlreiche Abstimmungen, die allesamt recht knapp ausfielen und in denen in den
meisten Fällen die Kommissionsmehrheit gestützt wurde. Mit vier Differenzen zum
Ständerat wurde die Gesetzesvorlage schliesslich verabschiedet, dies durchaus im
Sinne der Gegner des nunmehr etwas verschlankten Gesetzes. Dabei ging es um ein
Verbot von gewerblichen und beruflichen Produkteverwendungen mit erheblichem
Gefährdungspotential (Artikel 5 lit. b) sowie um die Grundlagenbeschaffung (Art. 6),
beides wurde aus dem Gesetzesentwurf gestrichen. Der Nationalrat führte aber auch
eine neue Bestimmung ein: Der Bundesrat muss dem Parlament 8 Jahre nach
Inkrafttreten eine Evaluation des Gesetzes unterbreiten. 
In der Gesamtabstimmung stimmten 97 Nationalrätinnen und Nationalräte für den
überarbeiteten Entwurf, 93 waren dagegen. Damit ging die Vorlage zurück zum
Ständerat, der sich in der ersten Lesung einstimmig für das Gesetz ausgesprochen
hatte. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Überhaupt keine Opposition gab es im Nationalrat zur grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit im Gesundheitsbereich. Das Rahmenabkommen wurde auf
einstimmigen Antrag der Kommission ebenso unanim vom Ratsplenum verabschiedet.
Die einzigen drei Sprecher, die beiden Berichterstatter de Courten (svp, BL) und Ruiz
(sp, VD) sowie Bundesrat Berset, bliesen ins gleiche Horn und zeigten die Vorzüge der
Regelung auf. Auf unbestrittenes Eintreten folgte die mit 181 zu 0 Stimmen
resultierende Gesamtabstimmung. Die definitive Beschlussfassung in den
Schlussabstimmungen blieb noch reine Formsache. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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